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unseres Lebens ist. Leider müssen wir aber feststellen, daß in den Gedanken und 
somit audi in den Handlungen einer großen Anzahl von Verwaltungsangestellten 
von der Übernahme und Durchführung dieser Losung aus den Betrieben nichts zu 
spüren ist. Im Gegenteil, so manche Verwaltungsstelle und mancher Angestellte ver­
nichtet durch seine bürokratische Arbeitsweise, durch Schlendrian und leichtfertigen 
Umgang mit öffentlichen Geldern das, was andere in Fabriken oder auf Feldern zu­
sätzlich durch Zeit-, Geld- und Materialersparnis erarbeitet haben.

Es steht also die Aufgabe, durch Verbesserung der Verwaltungsarbeit und der 
Verwaltungsmethoden die Verwaltungskosten zu senken. Die bisherigen Methoden 
Erfolge zu erzielen, waren mit einigen Ausnahmen nicht wirkungsvoll. Wir müssen 
dazu übergehen, in jeder Verwaltung Brigaden zu bilden, das heißt, die besten 
Menschen in den Verwaltungen zusammenfassen, die neuen Arbeitsmethoden wissen­
schaftlich erarbeiten und gemeinsam mit allen Angestellten durchführen. Wenn ich 
sage: Brigaden in den Verwaltungen, so meine ich weder Qualitätsbrigaden noch 
Aktivistenbrigaden, sondern, wie gesagt, die Zusammenfassung der besten und 
klarsten Menschen in den Verwaltungen, die organisch und bewußt den Durchbruch 
herbeiführen, damit der Standpunkt vieler Angestellten, man müsse doch endlich 
einmal zur Ruhe kommen, überwunden wird.

Städtebau — aber nur nadi Planung!

Die Kreis-, Stadt- und Gemeindevertretungen sowie die Verwaltungen müssen 
sich weiterhin mit dem Neuaufbau der zerstörten Städte in der Deutschen Demo­
kratischen Republik und, was für alle Kreise und Gemeinden sehr wichtig ist, mit 
der richtigen Wohnraumverteilung beschäftigen.

Genosse Walter Ulbricht teilte auf dem III. Parteitag unter großem Beifall mit, 
daß im Fünfjahrplan ein gewaltiges Bauprogramm für den Wiederaufbau zerstörter 
Städte festgelegt sei, in erster Linie der Hauptstadt Berlin und der wichtigsten 
Industriezentren der Republik. Der Wiederaufbau der Städte soll jetzt streng nach 
den Plänen durchgeführt werden, die in Verbindung mit dem Ministerium für Aufbau 
ausgearbeitet werden. Alle Sonderwünsche und Schwarzbauten werden mit allen 
Mitteln unterbunden. Grundlage für die Planung und für den Aufbau bilden die vom 
Ministerrat beschlossenen Grundsätze des Städtebaues und des Aufbaugesetzes vom
6. September 1950. Bei der Durchführung dieses grandiosen Programms werden die 
Erfahrungen der Sowjetunion im Städtebau ausgewertet.

Frieden — Voraussetzung für das Gelingen unserer Arbeit
Alle bisher gestellten Aufgaben können wir jedoch nur lösen, wenn es uns ge­

lingt, den Kampf um die Erhaltung des Friedens weiter erfolgreich zu führen. Des­
halb ist es notwendig, daß sich die Kreis-, Stadt- und Gemeindevertretungen mehr 
als bisher mit der Frage beschäftigen, wie durch ihre Unterstützung das Bewußtsein 
der Bevölkerung vertieft werden kann, daß die Erhaltung des Friedens und die 
Lösung unserer politischen und wirtschaftlichen Aufgaben nur mit Hilfe der Sowjet­
union, mit dem stärksten Bollwerk des Friedens und der Demokratie, möglich ist.

Unsere ganze Aufbauarbeit ist nicht Selbstzweck, sondern dient dem Kampf um 
die demokratische Einheit Deutschlands. Dieser Kampf ist durch die Beschlüsse der 
Prager Außenministerkonferenz in ein entscheidendes Stadium getreten. Die Ver­
wirklichung der Prager Beschlüsse muß durch die Kreis- und Gemeindevertretungen 
unterstützt werden.

Die Kreistage, Stadtverordnetenversammlungen und Gemeindevertretungen können 
die fortschrittlichen patriotischen Kräfte in Westdeutschland unter anderem dadurch 
unterstützen, daß sie zu den Prager Beschlüssen Stellung nehmen, Entschließungen 
fassen und gut ausgearbeitete Grußbotschaften an Stadt- oder Gemeindevertretungen 
nach Westdeutschland übermitteln.

Den Kontakt mit der Bevölkerung noch verbessern!
Unser hier in einigen Punkten angesprqchenes Arbeitsprogramm auf kommunal­

politischem Gebiet gestattet es nicht mehr, die Berichterstattungsversammlungen 
kampagnemäßig durchzuführen. Die Kreis-, Stadt- und Gemeindevertretungen und 
die Verwaltungen müssen, wenn sie dieses gewaltige Programm erfolgreich durch­
führen wollen, l a u f e n d  durch die verschiedensten Methoden mit der Bevölkerung 
in Kontakt bleiben. Dazu gehört unter anderem:
1. daß in allen Städten und Dörfern Sprechstunden der Verwaltungen und der Ab­

geordneten in den Aufklärungslokalen der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland durchgeführt werden müssen,

2. daß in den Städten die Berichterstattungsversammlungen dezentralisiert werden, 
das heißt, in allen Stadtteilen müssen Versammlungen mit konkreten Themen 
durchgeführt werden. Diese Art der Berichterstattungsversammlungen wurde bei 
der Kampagne im März/April dieses Jahres in Dresden mit großem Erfolg durch­
geführt,

3. daß örtliche Ausstellungen unter Heranziehung aller in der Nationalen Front des 
demokratischen Deutschland vereinigten Kräfte, Parteien und Massenorganisa­
tionen organisiert werden,
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litische Schlußfolgerung zogen. Alle Wahl­
berechtigten in diesem Dorfe verpflichte­
ten sich durch Unterschrift, die Kandidaten 
der Nationalen Front zu wählen. Sie forder­
ten in einem Aufruf die Bauern der Deut­
schen Demokratischen Republik auf, ihrem 
Beispiel zu folgen. Diese Arbeit haben wir 
gemeinschaftlich mit der Betriebsgruppe 
der Kreisverwaltung durchgeführt.

Nur wo eine gute Betriebsgruppe be­
steht, entwickeln sich Brigaden

Es scheint mir also wichtig, daß wir von 
seiten der Partei tatsächlich aktiv in diese 
Gruppen einsteigen und den Genossen die 
richtige Anleitung geben. Woher sollen die 
Brigaden kommen, von denen der Genosse 
Barth sprach? Sie können doch nur bei star­
ken Betriebsgruppen unserer Partei ent­
stehen. Wenn wir in einer Kreisverwaltung 
oder Stadtverwaltung eine starke Betriebs­
gruppe unserer Partei haben, die wirklich 
ideologisch klar ist, wird es uns nicht 
schwer fallen, dort eine Brigade zu ent­
wickeln, die dann beispielgebend für die 
anderen Mitarbeiter der Kreis verwaltung ist.

Ein entscheidendes Mittel hierzu ist die 
Durchführung unseres Parteilehrjahres. Hier 
haben wir auch einige interessante Dinge 
festgestelit. In Forst und auch in Guben 
hatten sich alle Mitglieder der Betriebs­
gruppe zur Teilnahme an der Grundschule 
registrieren lassen. Wir haben uns mit 
Recht gewundert, denn das sind z. T. quali­
fizierte Genossen. Schließlich stellten wir 
fest, daß die Genossen das aus Bequemlich­
keit gemacht haben. Bei den anderen Zir­
keln und Lehrgängen hätten sie sich mehr 
anstrengen müssen. Keiner von diesen Ge­
nossen hatte sich für die Kreisabendschule 
gemeldet. Sie hielten sich alle ideologisch 
für zu schwach, aber es stellte sich heraus, 
daß sich darunter verschiedene Schüler der 
Deutschen Verwaltungsakademie, .einige 
Zentralschüler und einige Schüler, die 
schon auf bestimmten Kursen der Landes­
parteischule gewesen waren, befanden. Wir 
haben das geändert und jetzt in Forst und 
auch in Guben eine Kreisabendschule ein­
gerichtet, die die verantwortlichen Genos­
sen der Verwaltung besuchen. Wir organi­
sierten auch Zirkel zum Studium der Ge­
schichte der KPdSU (B) und haben außer­
dem eine ganze Reihe Zirkelleiter aus die­
sen beiden Verwaltungen gewonnen.

Berichterstattungsversammlungen auch 
ideologisch vorbereiten!

Eine andere Frage ist noch, wie man jetzt 
durch die Berichterstattungsversammlungen 
das Vertrauen der Bevölkerung zu den An­
gestellten der Verwaltungen mehr festigen 
kann. Bei uns wurde die Berichterstattungs­
kampagne zu formal durchgeführt, das 
heißt, sie wurde wohl angesetzt, auch 
organisatorisch mehr oder weniger gut vor­
bereitet, aber in manchen Versammlungen 
waren nur sechs, sieben und acht Mann 
anwesend. Das bedeutet, daß wir nicht ver­
standen haben, die Berichterstattung auch 
tatsächlich zu propagieren und zu popu­
larisieren, um die Massen auch in diese 
Versammlungen hineinzubekommen. Eine 
zweite Frage ist die Schulung der Referen­
ten. Es ist unbedingt notwendig, daß die 
Angestellten der Verwaltungen und auch 
die Kandidaten, die in den Versammlungen 
sprechen sollen, von seiten der Partei bzw. 
der Nationalen Front geschult werden.

Aus der Diskussionsrede der Genossin
Marianne Plesse, 1. Kreissekretär in Cottbus,
auf der Kommunalpolitischen Konferenz.
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